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Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung die Ansidit, daß das Berufsbeamten- 
tum in seinen hergebrachten Grundsätzen zu den wesentlichen 
Bestandteilen des demokratischen Rechtsstaates gehört? 

Die institutioneile Garantie des Berufsbeamtentums in Artikel 
33 Abs. 4 und 5 GG stellt einen wesentlichen Bestandteil der 
Verfassungsordnung der Bundesrepublik Deutschland dar, für 
die das demokratische Prinzip und das Rechtsstaatsprinzip im 
Sinne des Artikels 20 GG wesensbestimmend sind. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung, die Vorstellungen des DGB 
zum Ausgangspunkt ihrer Überlegungen zur Neuordnung des 
Beamtenrechts zu machen? 

Die Neuordnung des Beamtenrechts bildet für sich allein schon 
einen sehr differenzierten und schwierigen Komplex. Sie steht 
zudem in engem Zusammenhang mit der Reform des öffent- 
lichen Dienstes insgesamt. Beamtenrechtliche Reformpläne müs- 
sen daher immer auch diesen größeren Rahmen berücksichtigen, 
in den sie dann zu integrieren sind. 

Die Bundesregierung wird die Vorstellungen des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes zur Neuordnung des Beamtenrechts in 
diese Reformüberlegungen einbeziehen, sie jedoch nicht zu 
deren Ausgangspunkt machen. Daß sie die Argumente einer so 
bedeutenden Organisation mit besonderer Aufmerksamkeit zur 
Kenntnis nehmen und sich mit ihnen eingehend auseinander- 
setzen wird, ist dabei ebenso selbstverständlich, wie die Ein- 
beziehung der Vorstellungen auch anderer Organisationen in 
ihre Überlegungen. 
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3. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß ein Streikredit für 
Beamte mit den geltenden Bestimmungen des Grundgesetzes 
vereinbar ist? 

Das Streikrecht ist nach Auffassung der Bundesregierung durch 
die nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts von 
Artikel 9 Abs. 3 GG mitgewährleistete Tarif autonomie verfas- 
sungsrechtlich gesichert. Entsprechend folgert die Bundesregie- 
rung in Übereinstimmung mit der allgemeinen Auffassung von 
Lehre und Rechtsprechung aus Artikel 33 Abs. 4 und 5 GG, daß 
das Streikrecht für Angehörige des öffentlichen Dienstes, die in 
einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treue Verhältnis stehen, 
d. h. Beamte, Richter und Soldaten, ausgeschlossen ist. 


4. Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß eine Verwirklichung 
der Vorstellungen des DGB sich zwangsläufig auf den Status der 
Beamten auswirken und im Ergebnis zu einer Abschaffung des 
Beamten auf Lebenszeit führen muß? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die vom Deutschen 
Gewerkschaftsbund vorgeschlagene völlige Herausnahme des 
„Folgerechts" aus der Gesetzgebungskompetenz des Parlaments 
und die Einräumung des Streikrechts für die Beamten zu einer 
grundlegenden, auch verfassungspolitisch relevanten Umstruk- 
turierung der Institution des Berufsbeamtentums führen würde, 
die mit dem Typus des Berufsbeamten, so wie wir ihn heute 
kennen, nicht zu vereinbaren wäre. 


5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Verwirk- 
lichung des vom DGB geforderten Streikrechts für Beamte ein 
Element der Instabilität in politischer, wirtschaftlicher und 
sozialer Hinsicht in unser Staatswesen bringen würde? 

Ein Streik der Beamten würde zu einer erheblichen Desinte- 
gration in den vom Streik jeweils betroffenen Bereichen, aber 
auch darüber hinaus führen. Die latente Gefahr, daß die öffent- 
liche Verwaltung durch Streiks ganz oder teilweise lahmgelegt 
werden könnte, würde ein Moment der Unsicherheit in unser 
gesellschaftliches, wirtschaftliches und soziales Gefüge bringen, 
dessen Auswirkungen auch auf die Einstellung des Bürgers zum 
Staat nicht leichtgenommen werden dürfen. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, daß es nicht 
zuletzt die in der Frage angesprochenen Auswirkungen sind, 
die bei der Untersuchung des Streikproblems - jenseits aller 
rein beamten- und staatsrechtlichen Argumente - besonders 
sorgfältig geprüft werden müssen. Dabei darf die Frage des 
Streikrechts für Beamte jedoch nicht isoliert betrachtet werden; 
sie wird im Rahmen der umfassenden Neuordnung des Beamten- 
und Dienstrechts in den Kreis der Überlegungen einbezogen 
werden. 


Genscher 



